
Drittens sei die angefochtene Verordnung unter Verstoß gegen 
die Verteidigungsrechte des Klägers erlassen worden. Die Kom­
mission habe keinen Beweis, sondern nur die Behauptungen aus 
der Stellungnahme des Sanktionsausschusses vorgelegt. Ohne 
Beweise habe der Kläger gegenüber der Kommission nicht auf 
Beweismängel oder Missverständnisse eingehen können. 

Viertens beschränke die angefochtene Verordnung, die das Ver­
mögen des Klägers sowohl rückwirkend als auch auf unbe­
stimmte Dauer in der Zukunft einfriere, unrechtmäßig sein 
Grundrecht auf Eigentum. 

Klage, eingereicht am 5. März 2010 — Italien/Kommission 

(Rechtssache T-117/10) 

(2010/C 148/57) 

Verfahrenssprache: Italienisch 

Parteien 

Klägerin: Italienische Republik (Prozessbevollmächtigte: P. Gen­
tili, avvocato dello Stato, G. Palmieri, avvocato dello Stato) 

Beklagte: Europäische Kommission 

Anträge 

Die Klägerin beantragt, 

— die Entscheidung der Europäischen Kommission C(2009) 
10350 vom 22. Dezember 2009 betreffend die Streichung 
eines Teils des für Italien für das Operative Programm POR 
Puglia Ziel 1, 2000 bis 2006, bestimmten Zuschusses des 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung für nichtig zu 
erklären; 

— der Europäische Kommission die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Italienische Republik wendet sich vor dem Gericht der Eu­
ropäischen Union gegen die Entscheidung der Europäischen 
Kommission C(2009) 10350 vom 22. Dezember 2009, die 

am 23. Dezember 2009 mitgeteilt wurde, betreffend die Strei­
chung eines Teils des für Italien für das Operative Programm 
POR Puglia Ziel 1, 2000 bis 2006, bestimmten Zuschusses des 
Europäischen Fonds für regionale Entwicklung. 

Zur Stützung der Klage macht die Italienische Republik folgende 
Klagegründe geltend. 

Erstens: Verstoß gegen Art. 39 Abs. 2 Buchst. c und Abs. 3 der 
Verordnung Nr. 1260/99 ( 1 ) und Art. 4 der Verordnung Nr. 
438/2001 ( 2 ). Hierzu wird geltend gemacht, dass die Gemein­
schaftsprüfer das Vorliegen von systematischen Mängeln bei den 
Kontrollen auf der ersten Ebene aus einigen bei diesen Kontrol­
len nicht festgestellten Unregelmäßigkeiten bei der Vergabe und 
der Durchführung von öffentlichen Aufträgen für öffentliche 
Werke abgeleitet hätten. Die angefochtene Entscheidung habe 
aber tatsächlich nicht die von der Region vorgelegten analyti­
schen Gegendarstellungen widerlegt, die das Vorliegen von sys­
tematischen Mängeln ausgeschlossen hätten; trotzdem sei eine 
pauschale Korrektur von 10 % im Sinne des Art. 39 der Ver­
ordnung Nr. 1260/99 angewandt worden, als stünden die re­
gionalen Kontrollsysteme auf der ersten Ebene nicht im Ein­
klang mit Art. 4 der Verordnung Nr. 438/2001. Damit habe 
die Kommission auch den Grundsatz der Partnerschaft verletzt. 

Zweitens: Verstoß gegen Art. 39 Abs. 2 Buchst. c und Abs. 3 
der Verordnung Nr. 1260/99 und Art. 10 der Verordnung Nr. 
438/2001. Der zweite Klagegrund gleiche dem ersten, betreffe 
aber die Kontrollen auf der zweiten Ebene, die in Art. 10 der 
Verordnung Nr. 438/2001 vorgesehen seien, und den Umstand, 
dass bei der Gemeinschaftsprüfung systematische Mängel auf­
grund der nicht mitgeteilten aufgedeckten Unregelmäßigkeiten 
bei einigen Stichproben festgestellt worden seien, obwohl die 
Region alle diese Unregelmäßigkeiten anhand von Tatsachen 
und Rechtsausführungen, die in der angefochtenen Entschei­
dung nicht entkräftet worden seien, analytisch bestritten habe. 

Drittens: Verstoß gegen Art. 39 Abs. 2 und 3 der Verordnung 
Nr. 1260/99. Die Entscheidung habe einen Begründungsfehler, 
da sich die Entscheidung, dass systematische Mängel bestünden, 
die eine pauschale Korrektur von 10 % rechtfertigten, auf die 
sich den Prüfern 2007 und 2008 darstellende Situation stütze, 
während die dokumentierten quantitativen und qualitativen 
Fortschritte der Region bis Ende 2009 und die Gegendarstel­
lungen zu den spezifischen Einwänden der Prüfer zu den vor­
genannten Klagegründen außer Acht gelassen würden. Die Ent­
scheidung der Kommission, dass eine große Gefahr für den 
Fonds bestanden habe, sei daher unbegründet.
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Viertens: Verstoß gegen Art. 12 der Verordnung Nr. 1260/99, 
Art. 4 Abs. 1 der Verordnung Nr. 438/2001 und Art. 258 
AEUV sowie Unzuständigkeit der Beklagten. Die Kommission 
habe der fehlenden Erwähnung angeblicher Verstöße gegen die 
Regelung über öffentliche Aufträge eine entscheidende Bedeu­
tung beigemessen. Die zutreffende Auslegung des Art. 12 der 
Verordnung Nr. 1260/99 und des Art. 4 der Verordnung Nr. 
438/2001 ergebe aber, dass systematische Verstöße gegen sol­
che Rechtsvorschriften nicht direkt zu einer pauschalen Korrek­
tur führen könnten, sondern zur Eröffnung eines Vertragsver­
letzungsverfahrens und gleichzeitiger Aussetzung — im Sinne 
von Art. 32 Abs. 3 Buchst. f der Verordnung Nr. 1260/99 — 
der Zahlungen für die von der Verletzung betroffenen Maßnah­
men führen müssten. 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 des Rates vom 21. Juni 1999 mit 
allgemeinen Bestimmungen über die Strukturfonds (ABl. L 161, 
S. 1). 

( 2 ) Verordnung (EG) Nr. 438/2001 der Kommission vom 2. März 2001 
mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) Nr. 1260/1999 
des Rates in Bezug auf die Verwaltungs- und Kontrollsysteme bei 
Strukturfondsinterventionen (ABl. L 63, S. 21). 

Klage, eingereicht am 10. März 2010 — USFSPEI u. a./Rat 

(Rechtssache T-122/10) 

(2010/C 148/58) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Kläger: Union syndicale fédérale des services publics européens 
et internationaux (USFSPEI) (Brüssel, Belgien), Giuseppe Calo 
(Luxemburg, Luxemburg), Jean-Pierre Tytgat (Mamer, Luxem­
burg) (Prozessbevollmächtigte: Rechtsanwälte J.-N. Louis, A. 
Coolen, B. Cambier, L. Renders, S. Pappas) 

Beklagter: Rat der Europäischen Union 

Anträge 

Die Kläger beantragen, 

— die Verordnung (EU, Euratom) Nr. 1296/2009 des Rates 
vom 23. Dezember 2009 zur Angleichung der Dienst- 
und Versorgungsbezüge der Beamten und sonstigen Bediens­
teten der Europäischen Union sowie der Berichtigungskoef­
fizienten, die auf diese anwendbar sind, mit Wirkung vom 1. 
Juli 2009 unter Aufrechterhaltung ihrer Wirkungen bis zum 
Erlass einer neuen Verordnung durch den Rat gemäß dem 
Vorschlag der Kommission mit Wirkung vom 1. Juli 2009 
für nichtig zu erklären; 

— den Rat zu verurteilen, den Klägern Calo und Tytgat sowie 
den anderen Beamten und sonstigen Bediensteten der Euro­
päischen Union die rückständigen Dienst- und Versorgungs­
bezüge, auf die sie seit dem 1. Juli 2009 Anspruch haben, 
zuzüglich der Verzugszinsen ab dem Fälligkeitsdatum der 
Rückstände zu dem von der EZB für die wesentlichen Re­
finanzierungsgeschäfte festgesetzten Zinssatz zuzüglich 
zweier Prozentpunkte zu zahlen; 

— den Rat zu verurteilen, an USF als Ersatz des aufgrund des 
Amtsfehlers durch den Erlass der rechtswidrigen Verordnung 
Nr. 1296/2009 vom 23. Dezember 2009 erlittenen imma­
teriellen Schadens symbolisch einen Euro zu zahlen; 

— dem Rat der Europäischen Union die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Mit der Klage begehren die Kläger die Nichtigerklärung der Ver­
ordnung (EU, Euratom) Nr. 1296/2009 des Rates vom 23. 
Dezember 2009 zur Angleichung der Dienst- und Versorgungs­
bezüge der Beamten und sonstigen Bediensteten der Europäi­
schen Union sowie der Berichtigungskoeffizienten, die auf diese 
Dienst- und Versorgungsbezüge anwendbar sind, mit Wirkung 
vom 1. Juli 2009 ( 1 ). 

Sie stützen ihre Klage auf die Rechtswidrigkeit der Verordnung 
Nr. 1296/2009, auf Verfahrensmissbrauch sowie auf die Verlet­
zung der sich aus Art. 4 Abs. 3 EUV ergebenden Grundsätze 
der loyalen Zusammenarbeit und der Kohärenz. 

Sie berufen sich auch auf einen Verstoß gegen die Art. 65 und 
65a des Statuts, die Art. 1 und 3 seines Anhangs XI sowie den 
Grundsatz der Parallelität, den Grundsatz des berechtigten Ver­
trauens und den Grundsatz der Selbstbindung der Verwaltung. 

Schließlich machen sie einen Verstoß gegen die Begründungs­
pflicht und den Grundsatz der Verhältnismäßigkeit geltend. 

( 1 ) ABl. L 348, S. 10.
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